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SATZUNG 
des Niedersächsisch-Bremischen Basketballver-
bandes e.V. (NBBV). Die folgende Fassung der 
Satzung wurde vom Verbandstag am 24.10.2020 
in Rethmar beschlossen. 

Letzte Änderungen wurden auf dem Verbandstag 
am 27.06.2026 in GöFngen beschlossen. 

Vorbemerkung: Sofern nicht ausdrücklich anders 
vermerkt, beziehen sich alle in der Satzung, den 
Ordnungen und sonsLgen Regelungen des NBBV 
enthaltenen Personenbezeichnungen sowohl auf 
weibliche als auch auf männliche Personen, auch 
wenn sie aus Vereinfachungsgründen nur in der 
männlichen Form gehalten sind. Es sei aber nach-
drücklich betont, dass in allen FunkLonen und 
Gremien innerhalb des NBBVs Frauen und Mäd-
chen erwünscht sind und gefördert werden! 

I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

§ 1 Name, Sitz und Verhaltenskodex 

(1) Der Verband führt den Namen Niedersäch-
sisch-Bremischer Basketballverband e.V. 
(kurz: NBBV). 

(2) Das Verbandsgebiet umfasst die Länder Nie-
dersachsen und Bremen. Der NBBV fasst die 
in seinem Verbandsgebiet Basketball spielen-
den Mitgliedsvereine zusammen. 

(3) Der NBBV hat seinen Sitz in Hannover und ist 
in das Vereinsregister beim Amtsgericht Han-
nover eingetragen 

(4) Er ist Mitglied des Deutschen Basketball Bun-
des e.V. (DBB) und des Landessportbundes 
Niedersachsen e.V. (LSB). Der NBBV regelt 
seine Angelegenheiten im Rahmen der Sat-
zung des DBB und des LSB selbstständig. 

(5) Geschä\sjahr ist das Kalenderjahr. 

(6) Der NBBV bekennt sich zu den Grundsätzen 
eines umfassenden Kinder- und Jugendschut-
zes und tri` für die körperliche und seelische 

Unversehrtheit und SelbstbesLmmung der 
Kinder und Jugendlichen ein. 

(7) Der NBBV tri` für einen doping- und manipu-
laLonsfreien Sport ein. 

(8) Der NBBV vertri` den Grundsatz religiöser, 
weltanschaulicher und ethnischer Toleranz 
und Neutralität. 

(9) Der NBBV wendet sich entschieden gegen In-
toleranz und jede Form von poliLschem und 
religiösem Extremismus. 

(10) Der NBBV fördert die Inklusion behinderter 
und nichtbehinderter Menschen und die In-
tegraLon von Menschen mit Zuwanderungs-
hintergrund und verfolgt die Gleichstellung 
der Geschlechter. 

§ 2 Zweck, Aufgaben, Gemeinnützigkeit 

(1) Zweck des NBBV ist die Förderung des Sports 
nach § 52 Abs. 2 Nr. 21 der Abgabenordnung 
(AO) –insbesondere im Basketballsport– im 
Rahmen von Betreuung und Beratung und 
Wahrnehmung der Interessen der Mitglieds-
organisaLonen, die Förderung der Jugend-
hilfe sowie die Förderung und Entwicklung 
des Basketballsports in den Bundesländern 
Niedersachsen und Bremen. Aufgaben des 
NBBV zur Zweckerreichung sind insbeson-
dere: 

a. die Vertretung der Interessen seiner Mit-
glieder gegenüber dem DBB, dem LSB 
und kommunalen sowie staatlichen InsL-
tuLonen, 

b. die Regelung und OrganisaLon des Spiel-
betriebes im Verbandsgebiet, 

c. die Förderung des Leistungssports sowie 
Vorbereitung und Betreuung von Aus-
wahlmannscha\en (Kadern), 

d. Aus- und Weiterbildung von Übungslei-
tern, Trainern, Betreuern, ehrenamtli-
chen Mitgliedsvereinsführungskrä\en 
und Schiedsrichtern, 

e. ZielgruppenorienLerte Durchführung von 
AkLvitäten zur Gewinnung und Bindung 
von Basketballinteressierten insbeson-
dere im Kinder- und Jugendbereich, 

f. die Förderung des freiwilligen Engage-
ments im Basketballsport, 
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g. die Förderung der sportlichen und über-
fachlichen Jugendarbeit durch Maßnah-
men der Jugendpflege und -hilfe, 

h. die Förderung des Schulsports, 

i. die Förderung des Breiten- und Senioren-
sports. 

(2) Gemeinnützigkeit 

a. Der NBBV verfolgt ausschließlich und un-
mi`elbar gemeinnützige Zwecke im 
Sinne des Abschni`s „SteuerbegünsLgte 
Zwecke“ der Abgabenordnung. 

b. Er ist selbstlos täLg und verfolgt nicht in 
erster Linie eigenwirtscha\liche Zwecke. 

c. Alle Mi`el des NBBV dürfen nur zu sat-
zungsmäßigen Zwecken verwendet wer-
den. 

d. Die Mitgliedsvereine erhalten keine Zu-
wendungen aus den Mi`eln des NBBV. 

e. Keine Person darf durch Ausgaben, die 
dem Zweck des NBBV fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütun-
gen begünsLgt werden. 

f. Ausscheidende Mitgliedsvereine haben 
gegen den NBBV keine Ansprüche auf 
Zahlung des Wertes eines Anteils am Ver-
einsvermögen. 

g. Bei Bedarf können Vereinsämter im Rah-
men der haushaltsrechtlichen Möglich-
keiten entgeltlich auf der Grundlage ei-
nes Dienstvertrages oder gegen Zahlung 
einer Aufwandsentschädigung nach § 3 
Nr. 26 a EStG ausgeübt werden. Die Ent-
scheidung über eine entgeltliche Verein-
stäLgkeit trip der Vorstand bzw. sofern 
Vorstandsämter betroffen sind, das Präsi-
dium ohne Mitwirkung des betroffenen 
Vorstandsmitglieds. Gleiches gilt für die 
Vertragsinhalte und -bedingungen. 

II. MITGLIEDSCHAFT 

§ 3 Mitgliedsvereine 

(1) Mitgliedsvereine können alle gemeinnützigen 
Vereine innerhalb des Verbands-gebietes 
werden, wenn sie ordentliches Mitglied des 
jeweiligen Landessportbundes (LSB) sind. 

(2) Die Mitgliedscha\ ist mi`els Aufnahmean-
trag in Texrorm beim NBBV zu beantragen. 
Der Vorstand entscheidet im Benehmen mit 
der örtlich zuständigen Region über die Auf-
nahme. Wird eine Aufnahme abgelehnt, ent-
scheidet das Präsidium endgülLg. 

(3) Die Mitgliedscha\ beginnt mit dem Tag der 
Aufnahme. 

§ 4 Beendigung der MitgliedschaI 

(1) Die Mitgliedscha\ endet durch 

a. Austri`, 

b. Ausschluss, 

c. Auflösung des Mitgliedsvereins, 

(2) Ruhen der Mitgliedscha\ oder Ausschluss 
von der Mitgliedscha\ im LSB. 

(3) Der Austri` kann nur jeweils zum Ende des 
Spieljahres oder des Geschä\sjahres erfol-
gen. Die Austri`serklärung muss der Ge-
schä\sstelle in Texrorm spätestens einen 
Monat vor dem Austri`stermin zugeleitet 
sein. In begründeten Einzelfällen kann der 
Vorstand einen abweichenden Austri`ster-
min auf Antrag festsetzen. Gegen diese Ent-
scheidung ist ein Rechtsmi`el nicht möglich. 
Auf Antrag des Vorstandes kann das Präsi-
dium Mitgliedsvereine, die trotz schri\licher 
Abmahnung 

a. grob oder wiederholt gegen die Satzung 
oder sonsLge Ordnungen verstoßen, 

b. oder sich grob unsportlich oder ver-
bandsschädigend verhalten haben, 

(4) mit Mehrheit von zwei Dri`eln der abgege-
benen gülLgen SLmmen ausschließen. 

(5) Die Entscheidung über den Ausschluss bzw. 
die Amtsenthebung ist dem betroffenen Mit-
gliedsverein binnen 14 Tagen nach dem Präsi-
diumsbeschluss mit Begründung mitzuteilen. 

(6) Gegen die Entscheidung kann nach den Vor-
schri\en der DBB-Rechtsordnung im Wege 
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eines Normenkontrollverfahrens der NBBV-
Rechtsausschuss angerufen werden. 

(7) Löst sich ein Mitgliedsverein auf, endet seine 
Mitgliedscha\ mit dem Tag der Auflösung. 

(8) Mit dem Erlöschen der Mitgliedscha\ gehen 
alle Rechte gegen den NBBV verloren. Die 
aufgrund der Mitgliedscha\ entstandenen 
Verbindlichkeiten gegenüber dem NBBV blei-
ben unberührt. 

§ 5 Rechte und Pflichten der Mitgliedsvereine 

(1) Die Mitgliedsvereine haben das Recht, die 
Leistungen des NBBV in Anspruch zu neh-
men. 

(2) Die Mitgliedsvereine sind verpflichtet, die 
Satzungen, Ordnungen und Richtlinien des 
DBB, des jeweiligen LSB und des NBBV sowie 
die Beschlüsse und sonsLgen Regelungen der 
Organe und der jeweiligen Regionen des 
NBBV zu befolgen und die festgesetzten Mit-
gliedsbeiträge, Umlagen, Gebühren und Ord-
nungsstrafen termingemäß zu entrichten. 

III. ORGANE 

§ 6 Organe 

(1) Organe des NBBV sind: 

a. der Verbandstag, 

b. das Präsidium, 

c. der Vorstand 

d. der Rechtsausschuss und der Regions-
rechtsausschuss. 

§ 7 Verbandstag 

(1) Der Verbandstag ist das oberste Organ des 
NBBV. 

(2) Der ordentliche Verbandstag findet mindes-
tens alle zwei Jahre, möglichst zur Mi`e eines 
Kalenderjahres, regelmäßig als Präsenzveran-
staltung sta`. Der Vorstand kann beschlie-
ßen, dass die Mitgliederversammlung als vir-
tuelle Veranstaltung oder als KombinaLon 
von virtueller und Präsenzveranstaltung sta`-
findet. Darüber hinaus können Beschlüsse 
außerhalb des Verbandstages in Texrorm ge-
fasst werden. Dazu erhalten die Mitglieder 
vom Vorstand Beschlussvorlagen, die inner-
halb der gesetzten Frist von mindestens vier 
Wochen an den Verband zurückgesandt wer-
den müssen. Die zur Annahme des 

Beschlusses erforderlichen Mehrheiten ent-
sprechen jeweils den in der Satzung genann-
ten. Diese Verfahren setzt eine Mindestbetei-
ligung von 50% der Mitglieder voraus. 

(3) Wenn das Interesse des Verbandes es erfor-
dert, kann der Vorstand einen außerordentli-
chen Verbandstag einberufen. Auf begründe-
ten Antrag in Texrorm von mindestens einem 
Dri`el der Mitgliedsvereine, muss der Vor-
stand nach Antragseingang einen außeror-
dentlichen Verbandstag einberufen. 

§ 8 Zuständigkeit des Verbandstages 

(1) Der ordentliche Verbandstag hat folgende 
Aufgaben: 

a. Entgegennahme des Vorstandsberichtes, 

b. Genehmigung der Jahresrechnung, 

c. Entgegennahme des Revisionsberichtes, 

d. Entlastung des Vorstandes, 

e. Wahl des Vorstandes, 

f. Wahl der Beisitzer im Präsidium, 

g. Wahl der Revisoren, 

h. Wahl des Vorsitzenden und der Mitglie-
der des Rechtsausschusses und des Regi-
onsrechtsausschusses, 

i. Beschlussfassung über die Satzung und 
Ordnungen, 

j. Beschlussfassung über Anträge der Mit-
gliedsvereine, 

k. Festsetzung der Mitgliedsbeiträge und 
Sonderumlagen, 

l. Beratung und Beschlussfassung über die 
Wirtscha\spläne, 

m. Ernennung von Ehrenpräsidenten und 
Ehrenmitgliedern, 

n. Abberufung von Mitgliedern des Vorstan-
des, des Präsidiums oder Rechtsaus-
schusses, 

o. ZusLmmung zur Neugründung und Ge-
bietsänderungen von Gliederungen, 

p. Auflösung des Verbandes. 

(2) Abs. 1 gilt für den außerordentlichen Ver-
bandstag sinngemäß. 

(3) AntragsberechLgt zum Verbandstag des 
NBBV sind die Mitglieder, das Präsidium, der 



 4 | 10 Satzung 
 

Vorstand, die Gliederungen und die NBBV-Ju-
gend. 

(4) Anträge an den Verbandstag 

Dringlichkeitsanträge: Jeder Mitgliedsverein kann 
bis spätestens vier Wochen vor dem Verbandstag 
beim Vorstand schri\lich beantragen, dass wei-
tere Angelegenheiten nachträglich auf die Tages-
ordnung gesetzt werden. Der Vorstand hat die Ta-
gesordnung des Verbandstages entsprechend zu 
ergänzen. Anträge sollen, Anträge auf Satzungs- 
oder Beitragsänderungen müssen, den Mitglie-
dern spätestens 2 Wochen vor dem Verbandstag 
auf dem für die Einladung benannten Wege mit-
geteilt werden. 

IniLaLvanträge: Über die Anträge auf Ergänzung 
der Tagesordnung, die erst auf dem Verbandstag 
gestellt werden, beschließt der Verbandstag. Zur 
Annahme des Antrages ist eine einfache Mehr-
heit der abgegebenen gülLgen SLmmen erforder-
lich. 

Besondere Anträge: Satzungsänderungen, die 
Auflösung, die Wahl und Abberufung von Organ-
mitgliedern und die Beschlussfassung über Bei-
träge, Aufnahmebeiträge und Umlagen, sowie 
Gegenstände der Beratung, die nicht unerhebli-
che Wirkungen für die Mitgliedsvereine haben, 
können nur beschlossen werden, wenn die An-
träge den Mitgliedern mit der Tagesordnung bei 
Einladung oder spätestens 2 Wochen vor dem 
Verbandstag angekündigt und im Wortlaut mitge-
teilt worden sind. 

§ 9 Einberufung des Verbandstages 

(1) Verbandstage werden vom Vorstand durch 
Veröffentlichung des Tages, der Uhrzeit, des 
Ortes und der Tagesordnung in den amtli-
chen Mi`eilungen des NBBV sowie per elekt-
ronischer Post an die offiziellen E-Mail-Adres-
sen der Mitgliedsvereine einberufen. 

(2) Die Ladungsfrist beträgt acht Wochen. 

§ 10 Ablauf und Verfahren von Verbandstagen 

(1) Der ordnungsgemäß einberufene Verbands-
tag ist ohne Rücksicht auf die Zahl der er-
schienenen Mitgliedsvereine beschlussfähig. 

(2) Die Beschlüsse werden, soweit nichts ande-
res besLmmt ist, mit einfacher Mehrheit ab-
gegebenen gülLgen SLmmen gefasst. 

(3) Die Auflösung des NBBV kann nur mit Mehr-
heit von drei Vierteln der abgegebenen gülL-
gen SLmmen beschlossen werden. 

(4) Die Beschlüsse des Verbandstages werden 
protokolliert. Das Protokoll ist vom Versamm-
lungsleiter und dem Protokollführer zu unter-
schreiben. 

(5) Alles Weitere regelt die Geschä\sordnung. 

§ 11 SXmmrecht und Wählbarkeit 

(1) Das SLmmrecht beim Verbandstag übt ein 
gesetzlicher Vertreter (§ 26 BGB) des Mit-
gliedsvereins, oder eine, vom gesetzlichen 
Vertreter bevollmächLgte, voll geschä\sfä-
hige Person aus. 

(2) Die Anzahl der SLmmen der einzelnen Mit-
gliedsvereine richtet sich nach der Anzahl der 
bis am 31.12. des Vorjahres durch den DBB 
belasteten Teilnehmerausweise (TNA) der 
Mitgliedsvereine, einschließlich der Mini-Teil-
nehmerausweise. Jeder Mitgliedsverein bis 
100 TNA erhält 1 SLmme auf dem Verbands-
tag; ab 101-300 TNA 2 SLmmen; ab 301 TNA 
erhält der Mitgliedsverein 3 SLmmen. Der 
Präsident hat eine SLmme. 

(3) Die Mitgliedsvereine haben ihren Vertreter 
und eine Ersatzperson vor dem Verbandstag 
auf dem in der Geschä\sordnung benanntem 
Weg akkrediLeren zu lassen. In Ausnahmefäl-
len kann dieses schri\lich per AkkrediLe-
rungsbogen vor Beginn des Verbandstages 
nachgeholt werden. 

(4) Es ist einem Mitgliedsvereinsvertreter gestat-
tet, bis zu zwei weitere Mitgliedsvereine zu 
vertreten. Eine schri\liche Vollmacht der zu 
vertretenden Mitgliedsvereine ist vor Beginn 
der Sitzung vorzulegen. 

(5) Wählbar für den Vorstand und das Präsidium 
sind nur voll geschä\sfähige Personen. Auch 
nicht auf dem Verbandstag persönlich anwe-
sende Personen können gewählt werden, 
wenn diese jeweils vor der Wahl ihre Bereit-
scha\ zur Wahl mündlich zu Protokoll des 
Verbandstages oder in Texrorm mitgeteilt 
haben und nach erfolgter Wahl die Wahl bin-
nen 2 Wochen zu Protokoll des Verbandsta-
ges oder in Texrorm bestäLgen. 
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§ 12 Präsidium 

(1) Das Präsidium ist das zweithöchste Organ des 
Verbands. 

(2) Das Präsidium besteht aus: 

a. den Vorstandsmitgliedern, 

b. den Vorsitzenden der Regionen, 

c. den vier Beisitzern, 

d. dem Vorsitz der NBBV-Jugend. 

Der Präsident übt den Vorsitz aus. 

Zwei der Beisitzer sollten Vertreter aus den 
Bundesligavereinen des Verbandgebiets sein. 

(3) Das Präsidium hat die Beschlüsse des Ver-
bandstages zu verwirklichen und trip die 
notwendigen strategischen Entscheidungen. 
Weitere Zuständigkeiten ergeben sich aus be-
sonderen Vorschri\en innerhalb dieser Sat-
zung oder aus den Ordnungen. Das Präsidium 
regelt darüber hinaus sämtliche Angelegen-
heiten des NBBV, für die die Zuständigkeit 
nicht anderen Organen zugewiesen ist. Es 
kann sich im Einzelfall die Beschlussfassung 
gegenüber dem Vorstand vorbehalten, so-
weit diese Fälle bzw. Angelegenheiten von 
grundsätzlicher Bedeutung sind. Ferner kann 
es Angelegenheiten dem Verbandstag zur 
Entscheidung vorlegen, wenn dies wegen der 
besonderen Bedeutung der Sache geboten 
erscheint. Ferner kann es Aufgaben einmalig 
oder auf Dauer an den Vorstand zur Entschei-
dung delegieren oder diese ihm wieder ent-
ziehen. 

(4) Die Beisitzer nach Absatz 2 Buchstabe c) wer-
den vom Verbandstag für die Dauer von vier 
Jahren gewählt. § 12 Absatz 6 Satz 2 bis 5 gel-
ten entsprechend. 

(5) Die Präsidiumssitzungen finden regelmäßig 
als Präsenzveranstaltung sta`. Der Vorstand 
kann beschließen, dass diese als virtuelle Ver-
anstaltung oder als KombinaLon von virtuel-
ler und Präsenzveranstaltung stawinden. 
Darüber hinaus können Beschlüsse außerhalb 
der Sitzungen in Texrorm gefasst werden. 
Dazu erhalten die Präsidiumsmitglieder vom 
Vorstand Beschlussvorlagen, die innerhalb 
der gesetzten Frist von mindestens einer Wo-
che an den Verband zurückgesandt werden 
müssen. Die zur Annahme des Beschlusses 
erforderlichen Mehrheiten entsprechen 

jeweils den in der Satzung genannten. Dieses 
Verfahren setzt eine Mindestbeteiligung von 
50% der Mitglieder voraus. 

(6) Sollte die Teilnahme der Vertretung gemäß 
Abs. 2, Ziffern b. und d. nicht möglich sein, 
haben die jeweils vorsitzenden Personen das 
Recht ihre Stellvertretung zur Präsidiumssit-
zung zu entsenden. Die Stellvertretenden 
bleiben ohne SLmme. 

§ 13 Vorstand 

(1) Der Vorstand vertri` den NBBV nach innen 
und nach außen im Sinne von § 26 BGB. Er 
besteht aus dem Präsidenten, einem Ersten 
Vizepräsidenten sowie zwei weiteren Vizeprä-
sidenten sowie dem Geschä\sführer als Be-
sonderem Vertreter gemäß § 30 BGB. Der 
Präsident ist der Vorsitzende des Vorstands. 
Der Präsident und der Erste Vizepräsident 
sind jeweils allein vertretungsberechLgt, die 
übrigen beiden Vizepräsidenten jeweils ge-
meinscha\lich. Der Besondere Vertreter ist 
allein vertretungsberechLgt und im Vereins-
register einzutragen. Dessen Umfang der Be-
vollmächLgung ist in der Geschä\sordnung 
zu regeln. Der geschä\sführende Vorstand ist 
allein zuständig und verantwortlich für die 
Entscheidung und Belange des Finanz- und 
Personalwesens. Die Vorstandsmitglieder 
sind über die grundsätzlichen Beschlussfas-
sungen zu informieren. Im Innenverhältnis 
dürfen sie ihre Vertretungsmacht nur im Rah-
men der bestehenden Aufgabenzuweisun-
gen, Beschlüsse der Organe und sonsLgen 
nach dieser Satzung und den Ordnungen zu 
beachtenden Vorgaben ausüben. 

(2) Der Erste Vizepräsident ist generell zuständig 
für das Aufgabengebiet Finanzen und Verwal-
tung. Die übrigen Aufgabenzuweisungen in-
nerhalb des Vorstandes erfolgen durch eine 
Geschä\sordnung, die sich der Vorstand zu 
Beginn der Amtsperiode gibt. Diese enthält 
auch die weiteren VerfahrensbesLmmungen 
für den Vorstand und ist zu veröffentlichen. 

(3) Neben dem Geschä\sführer dürfen keine 
weiteren hauptamtliche Mitarbeiter des 
NBBV dem Vorstand angehören. Personal-
union mit anderen nach §§ 16 und 20 dieser 
Satzung vorgesehenen Ämtern ist ausge-
schlossen. 
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(4) Der Vorstand führt die Geschä\e der laufen-
den Verwaltung des Verbandes und trip die 
hierfür notwendigen Entscheidungen. Er ist 
ferner zuständig für ihm in dieser Satzung 
oder durch Ordnungen zugewiesene Aufga-
ben und Entscheidungen. 

(5) Der Vorstand hat die Beschlüsse des Ver-
bandstages und des Präsidiums zu beachten 
und letzteres über seine Entscheidungen zu 
informieren. Dem Verbandstag hat er jährlich 
einen Rechenscha\sbericht vorzulegen. 

(6) Die Mitglieder des Vorstandes werden für die 
Dauer von vier Jahren gewählt. Sie bleiben 
bis zur Neuwahl im Amt. Bei grober Pflicht-
verletzung können sie abberufen werden, 
wenn der Verbandstag dies mit einer Mehr-
heit von zwei Dri`eln der abgegebenen gülL-
gen SLmmen beschließt. Das Präsidium kann 
bis zum nächsten Verbandstag vorläufige 
Maß-nahmen (Suspendierung) anordnen, 
wenn zwei Dri`el seiner Mitglieder dieses 
beschließen. Die Suspendierung oder Abbe-
rufung ist schri\lich zu begründen; gegen die 
Entscheidung kann nach den Vorschri\en der 
DBB-Rechtsordnung im Wege eines Normen-
kontrollverfahrens der Rechtsausschuss ange-
rufen werden. 

(7) Scheidet ein Mitglied des Vorstands während 
seiner Amtsperiode aus, so kann das Präsi-
dium bis zum nächsten Verbandstag einen 
Nachfolger berufen. 

(8) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn nach 
ordnungsgemäßer Einberufung mindestens 
die Häl\e seiner amLerenden Mitglieder an-
wesend ist. Er trip seine Entscheidungen mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen gülL-
gen SLmmen. 

(9) Ein Vorstand nach § 26 BGB beru\ die Sit-
zung des Vorstandes nach Bedarf ein und lei-
tet sie. Die Sitzungen können auch auf elekt-
ronischem Wege im Rahmen von der Video-
konferenzen (Online-MeeLngs) stawinden, 
sofern nicht ein amLerendes Vorstandsmit-
glied dem Verfahren widerspricht. In eilbe-
dür\igen Fällen können Beschlüsse auch im 
Umlaufverfahren (per E-Mail) gefasst wer-
den, wenn mindestens die Häl\e der im Amt 
befindlichen Vorstandsmitglieder dem Antrag 
innerhalb von sieben Tagen zusLmmen. Die 
Beschlüsse des Vorstands sind zu protokollie-
ren. Das Protokoll ist vom 

Vorstandsvorsitzenden und einem weiteren 
Vorstandsmitglied zu unterschreiben. 

§ 14 Regionen 

(1) Der NBBV gliedert sich in Regionen. Gebiets-
änderungen der Regionen bedürfen der Zu-
sLmmung des Präsidiums. 

(2) Eine von den Regionsgebieten ganz oder teil-
weise abweichende Zuordnung eines Mit-
gliedsvereins oder der Spielgenehmigung von 
Mannscha\en bedarf der Genehmigung des 
Präsidiums. 

§ 15 Regionstag 

(1) Der Regionstag ist die beschlussfassende Ver-
sammlung der Mitgliedsvereine der Region. 

(2) Die den Mitgliedsvereinen in Angelegenhei-
ten ihrer Regionen zustehenden Rechte wer-
den auf dem Regionstag ausgeübt. 

(3) Der Regionstag setzt sich zusammen aus: 

a. den Vertretern der jeweiligen Mitgliedsver-
eine in der Region, 

b. den Mitgliedern des Regionsvorstandes. 

(4) Mit beratender SLmme kann der Vorstand 
und der Geschä\sführer am Regionstag teil-
nehmen. 

(5) Der Regionstag findet mindestens alle zwei 
Jahre sta`. Die Termine für die Regionstage 
werden von den Regionsvorständen in Ab-
sLmmung mit dem Präsidium festgelegt. 

(6) Einladung, Antragstellung, Beschlussfassun-
gen und Wahlen richten sich nach den Vor-
schri\en des Verbandstages. Wählbar zum 
Regionsvorsitzenden sind nur voll geschä\s-
fähige Personen. 

(7) Den Vorsitz auf dem Regionstag führt der Re-
gionsvorsitzende oder ein anderes Vorstands-
mitglied der Region. 

§ 16 Regionsvorstand 

(1) Der Regionsvorstand setzt sich zusammen 
aus: 

a. dem Regionsvorsitzenden, 

b. zwei weiteren Regionsvorstandsmitglie-
dern, 

(2) Der Regionsvorstand wird vom Regionstag für 
die Dauer von zwei Jahren gewählt. Er bleibt 
bis zur Neuwahl im Amt. Für die Erfüllung 
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seiner Aufgaben kann der Regionsvorstand 
weitere Personen berufen und abstellen. 

(3) Bei Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes 
erfolgt bis zum nächsten Regionstag die kom-
missarische Besetzung durch den Regionsvor-
stand. 

(4) Der Regionsvorstand erledigt die laufenden 
Geschä\e der Region. Seine TäLgkeit regelt 
sich nach der Geschä\sordnung und dem Ge-
schä\sverteilungsplan, der vom Regionsvor-
stand ausgearbeitet wird. 

§ 17 Finanzwesen, Revision 

(1) Das Geschä\sjahr ist das Kalenderjahr. Nähe-
res zum Finanzwesen regelt die Finanzord-
nung (NBBV-FO). 

(2) Der Verbandstag wählt auf die Dauer von vier 
Jahren zwei Revisoren und zwei Vertreter. Sie 
dürfen nicht gewählter oder benannter Man-
datsträger des NBBV sein. 

(3) Die Revisoren haben das Finanzwesen des 
NBBV einschließlich der Bücher und Belege 
regelmäßig einmal im Geschä\sjahr zu prü-
fen und dem Präsidium und dem Verbands-
tag hierzu schri\lich Bericht zu ersta`en. 

§ 18 Rechtswesen 

(1) Die Verbandsgerichtsbarkeit wird vom 
Rechtsausschuss (NBBV-RA) und dem Regi-
onsrechtsausschuss (NBBV-RRA) nach den 
BesLmmungen der DBB-Rechtsordnung 
(DBB-RO) und der Rechtsordnung (NBBV-RO) 
ausgeübt. Die Zuständigkeit der Ausschüsse 
richtet sich ebenfalls nach der DBB-RO und 
der NBBV-RO. 

(2) Sowohl der Rechtsausschuss als auch der Re-
gionsrechtsausschuss bestehen jeweils aus 
einem Vorsitzenden und jeweils mindestens 
vier Beisitzern, maximal acht Beisitzern. Die 
Vorsitzenden und die Beisitzer dürfen kein 
anderes Amt innerhalb des NBBV haben und 
nicht zugleich beiden Rechtsausschüssen an-
gehören. Die jeweiligen Vorsitzenden sollen 
über einen jurisLschen Studienabschluss ver-
fügen. Die Beisitzer sollen Mitgliedsvereinen 
unterschiedlicher Regionen angehören. 

(3) Die Vorsitzenden und die Beisitzer des 
Rechtsausschusses und des Regionsrechts-
ausschusses werden vom Verbandstag auf 
die Dauer von zwei Jahren gewählt. 

(4) Scheidet der Vorsitzende eines der Aus-
schüsse vor Ablauf seiner Amtszeit aus, wäh-
len die Beisitzer des betroffenen Ausschusses 
aus ihrer Mi`e den neuen Vorsitzenden. 
Scheidet ein Beisitzer aus oder wird er durch 
Wahl zum Vorsitzenden, beru\ der nächste 
Verbandstag für die verbleibende Amtszeit ei-
nen Nachfolger. 

§ 19 NBBV-Jugend 

(1) Die NBBV-Jugend ist die JugendorganisaLon 
des NBBV. Sie wird von den Mitgliedern bis 
zum vollendeten 27. Lebensjahr, die dem 
NBBV aus den Mitgliedsvereinen zugeordnet 
wurden und den im Jugendbereich gewähl-
ten oder berufenen Mitarbeitern gebildet. 

(2) Die NBBV-Jugend führt und verwaltet sich 
nach den Vorschri\en dieser Satzung und der 
Jugendordnung weitgehend selbstständig 
und entscheidet über die ihr zugewiesenen 
Mi`el in eigener Zuständigkeit. 

(3) Näheres regelt die von der NBBV-Jugend zu 
beschließende Jugendordnung (NBBV-JO). 

IV. FACHLICHE GLIEDERUNG 

§ 20 Ressortleitung 

(1) Die operaLven Aufgaben werden — mit Aus-
nahme des Ressorts Finanzen und Verwal-
tung — außerhalb des Vorstandes von Res-
sortleitern wahrgenommen. 

(2) Soweit dies nicht durch diese Satzung oder 
andere Ordnungen im Einzelnen vorgegeben 
ist, besLmmt der Vorstand, welche Ressorts 
eingerichtet werden. 

(3) Die Ressortleiter werden vom Vorstand er-
nannt, bearbeiten die Ihnen zugewiesenen 
Aufgaben selbstständig. Sie bereiten fachli-
che Beschlüsse für den Vorstand vor und ha-
ben Rechenscha\ über ihre Arbeit abzulegen. 

(4) Ressortleiter dürfen nicht Mitglied des Vor-
standes oder des Präsidiums sein. Sie sind 
aber berechLgt, auf Einladung an Vorstands- 
oder Präsidiumssitzungen beratend teilzu-
nehmen. In Ausnahmefällen kann der Vor-
stand auch haupt- oder nebenberuflich für 
den NBBV oder seine Gliederungen täLge 
Mitarbeiter zu Ressortleitern ernennen. 
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§ 21 Kommissionen und Ausschüsse 

(1) Zur Unterstützung der eingesetzten Ressort-
leiter können Kommissionen und Ausschüsse 
gebildet werden. Soweit dieses nicht durch 
diese Satzung oder andere Ordnungen im 
Einzelnen vorgegeben ist, besLmmt der Vor-
stand, welche dieser Gremien eingerichtet 
werden sowie deren Bezeichnung und perso-
nelle Besetzung. 

(2) Kommissionen und Ausschüsse werden von 
den betreffenden Ressortleitern geleitet. Der 
Vorstand kann von ihnen zu fassende Be-
schlüsse unter Genehmigungsvorbehalt stel-
len oder gefasste Beschlüsse ganz oder teil-
weise auyeben. 

V. SONSTIGES 

§ 22 Ordnungen und Richtlinien 

(1) Die Führung der laufenden Geschä\e des 
NBBV und in der Satzung nicht festgelegte 
Verfahren und Angelegenheiten werden 
durch eine Geschä\sordnung (NBBV-GO) so-
wie für den Vorstand insbesondere in dessen 
eigener Geschä\sordnung (NBBV-GO) gere-
gelt. 

(2) BesLmmungen zur Durchführung des Spiel-
betriebes und anderer Aufgaben des Verban-
des werden in besonderen Ordnungen fest-
gelegt, die nicht Bestandteil dieser Satzung 
sind. 

(3) Für einzelne Aufgabengebiete und zur nähe-
ren Ausgestaltung bzw. Durchführung von in 
besonderen Ordnungen enthaltenen Rege-
lungen können Ausschreibungen und Richtli-
nien erlassen werden. Näheres hierzu regeln 
die betreffenden Ordnungen. 

§ 23 Amtliche Mi]eilungen 

(1) Alle nach dieser Satzung, den Ordnungen so-
wie den Richtlinien des NBBV erforderlichen 
Mi`eilungen erfolgen unter Einhaltung der in 
der Satzung und den Ordnungen besLmmten 
Fristen durch Veröffentlichung in den amtli-
chen Mi`eilungen des NBBV. 

(2) Amtliche Mi`eilungen des NBBV werden 
grundsätzlich über die offizielle Internet-
Website www.nbbv.de des NBBV bekannt ge-
geben. Die Mitgliedsvereine sind für deren 
Kenntnisnahme dieser Mi`eilungen selbst 

verantwortlich und ha\en im Zweifel für 
durch Nichtbeachtung entstehende Schäden. 

(3) Amtliche Mi`eilungen können nach Maßgabe 
des Vorstands im Bedarfsfalle auch auf an-
dere Weise (schri\lich oder per E-Mail) publi-
ziert werden. Dies gilt auch für sämtliche 
sonsLgen Mi`eilungen des NBBV an seine 
Mitgliedsvereine. Hierzu hat jedes Mitglied 
mit seiner offiziellen Vereinsanschri\ dem 
NBBV auch eine gülLge E-Mail-Adresse mit-
zuteilen. 

(4) Näheres regelt die NBBV-GO. 

§ 24 Ordnungsmaßnahmen, Disziplinarbefugnis 

(1) Der NBBV übt gegenüber seinen Organen, 
Regionen und FunkLonsträgern sowie den 
Mitgliedern und deren Teilnehmern am Ver-
bandsgeschehen und Spielbetrieb das Wei-
sungsrecht und die Disziplinarbefugnis aus, 
soweit er hierfür zuständig ist. Grundlage 
sind die Satzungen und Ordnungen des DBB 
und des NBBV. 

(2) Im Rahmen seiner Disziplinarbefugnis kann 
der NBBV gegen FunkLonsträger des NBBV 
und seiner Regionen sowie gegen seine Mit-
gliedsvereine und deren FunkLonsträger und 
Teilnehmer am Spielbetrieb bei Verstößen ge-
gen die in Absatz 1 genannten Normen fol-
gende Ordnungsmaßnahmen anordnen: 

a. Verwarnung, 

b. Geld- und Ordnungsstrafe bis  
zu € 26.000, 

c. Spielverlust für Mannscha\en der  
Mitgliedsvereine, 

d. Sperre, Suspendierung, Lizenzentzug, 

e. FunkLonsentzug oder Amtsunwürdigkeit, 

f. Ausschluss, 

g. Punktabzug oder Abzug von Wertungs-
punkten. 

(3) Einzelheiten regeln die Ordnungen des DBB 
und des NBBV sowie der Strafenkatalog des 
NBBV. 

(4) Auf Antrag des Vorstandes kann das Präsi-
dium gegen Mitgliedsvereine und Einzelper-
sonen, die 
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a. grob oder wiederholt gegen die Satzung 
oder Ordnungen des NBBV oder seiner 
Gliederungen verstoßen oder 

b. sich verbandsschädigend oder wieder-
holt grob unsportlich verhalten haben, 

(5) die nach Absatz 2 genannten Maßnahmen 
verhängen. Bei Gefahr im Verzug kann der 
Vorstand im Eilverfahren bis zu einer Ent-
scheidung des Präsidiums vorläufige Ent-
scheidungen treffen. Ist eine Eilentscheidung 
getroffen, hat das Präsidium innerhalb eines 
Monats in der Sache endgülLg zu entschei-
den. Entscheidungen nach Satz 1 und 2 sind 
den betroffenen Mitgliedsvereine bzw. Einzel-
personen binnen 14 Tagen nach Beschlussfas-
sung schri\lich zuzustellen. 

(6) Der Strafenkatalog ist als Anlage Bestandteil 
der NBBV-RO und wird vom Verbandstag be-
schlossen. 

(7) Neben einer oder mehreren Ordnungsmaß-
nahmen können dem Betroffenen die im 
Strafenkatalog pauschaliert vorgegebene Ver-
fahrenskosten sowie sonsLge Nebenkosten 
auferlegt werden und die ausgesprochene 
Ordnungsmaßnahme in den Verbandsorga-
nen veröffentlicht werden. Überschreiten die 
tatsächlich entstandenen Verfahrenskosten 
oder tatsächlich entstandene Nebenkosten, 
die im Strafenkatalog vorgegebenen Pauscha-
len, können die tatsächlich entstandenen 
Kosten anstelle der Pauschalen auferlegt wer-
den, soweit sie durch Nachweise belegt sind. 

(8) Für die Ahndung und Verfolgung von diszipli-
nären Ordnungstatbeständen oder Verstößen 
gegen das Verbandsrecht des DBB und des 
NBBV sind die in den Satzungen und Ordnun-
gen des DBB und des NBBV genannten Or-
gane und FunkLonsträger zuständig. Findet 
sich keine ausdrücklich geregelte Zuständig-
keit in den vorbenannten Satzungen und Ord-
nungen ist im Zweifel das Präsidium zustän-
dig. 

(9) Gegen Ordnungsmaßnahmen sind die in der 
DBB-Rechtsordnung (DBB-RO) vorgesehenen 
Rechtsmi`el an die dort genannten Sportge-
richtsinstanzen zulässig. Das Verfahren, nach 
dem Ordnungsmaßnahmen verhängt und 
durch die Organe der Verbandsrechtspre-
chung des DBB und des NBBV überprü\ wer-
den, ergibt sich aus der Rechtsordnung des 
DBB und des NBBV. 

(10) Werden Einzelpersonen mit Geld- oder Ord-
nungsstrafen belegt, ha\et der Mitgliedsver-
ein, für den die einzelne Person täLg gewor-
den ist, als Gesamtschuldner. Der mithaf-
tende Mitgliedsverein ist am Verfahren zu be-
teiligen. Ordnungsmaßnahmen sind unab-
hängig von dagegen erhobenen Rechtsmit-
teln sofort zu erfüllen, es sei denn, es sind 
Fristen gesetzt oder die aufschiebende Wir-
kung des Rechtsmi`els ist durch die angeru-
fene Rechtsinstanz angeordnet. Wird die Ord-
nungsmaßnahme nach Fälligkeit nicht erfüllt, 
so können nach Mahnung weitere Ordnungs-
maßnahmen ausgesprochen werden. 

(11) Auf Antrag des Betroffenen kann der Präsi-
dent rechtskrä\ige, von einem Organ, einer 
Gliederung oder einem FunkLonsträger des 
NBBV in Erfüllung von Verbandsaufgaben 
ausgesprochene Geld- und Ordnungsstrafen 
im Gnadenweg erlassen oder ermäßigen. Vor 
einer Gnadenentscheidung ist die in der Sa-
che zuletzt täLg gewesene Instanz zu hören. 
Betrip die Gnadenentscheidung einen Mit-
gliedsverein, dem der Präsident selbst ange-
hört, hat er zuvor das Präsidium anzuhören. 
Das Gnadenrecht erstreckt sich jedoch nicht 
auf Entscheidungen zu Spielwertungen. Die 
Gnadenentscheidung des Präsidenten 
schließt das verbandsinterne Rechtsverfahren 
wegen der Geld- oder Ordnungsstrafe in je-
der Rechtsinstanz ab. 

§ 25 Datenschutz 

(1) Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des 
NBBV werden unter Beachtung der Vorgaben 
der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-
GVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG) personenbezogene Daten über per-
sönliche und sachliche Verhältnisse der Mit-
glieder im Verband verarbeitet. 

(2) Soweit die in den jeweiligen Vorschri\en be-
schriebenen Voraussetzungen vorliegen, hat 
jedes Mitglied insbesondere die folgenden 
Rechte: 

a. das Recht auf Auskun\ nach ArLkel 15 
DS-GVO, 

b. das Recht auf BerichLgung nach ArLkel 
16 DS-GVO, 

c. das Recht auf Löschung nach ArLkel 17 
DS-GVO, 
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d. das Recht auf Einschränkung der Verar-
beitung nach ArLkel 18 DS-GVO, 

e. das Recht auf Datenübertragbarkeit nach 
ArLkel 20 DS-GVO, 

f. das Widerspruchsrecht nach ArLkel 21 
DS-GVO und 

g. Recht auf Beschwerde bei einer Auf-
sichtsbehörde nach ArLkel 77 DS-GVO. 

(3) Den Organen des NBBV, allen Mitarbeitern 
oder sonst für den NBBV TäLgen ist es unter-
sagt, personenbezogene Daten unbefugt zu 
anderen als dem jeweiligen zur Aufgabener-
füllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, 
bekannt zu geben, Dri`en zugänglich zu ma-
chen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht be-
steht auch über das Ausscheiden der oben 
genannten Personen aus dem Verband hin-
aus. 

§ 26 Auflösung, Vermögensanfall 

(1) Bei Auflösung des NBBV oder Wegfall steuer-
begünsLgter Zwecke fällt sein Vermögen an 
den DBB oder seinen gemeinnützigen Nach-
folgeverband, der es unmi`elbar und aus-
schließlich für gemeinnützige Zwecke zu ver-
wenden hat. 

§ 27 SchlussbesXmmungen 

(1) Die Satzung, Ordnungen und Richtlinien so-
wie ihre Änderungen treten mit ihrer An-
nahme unmi`elbar nach der Beschlussfas-
sung in Kra\, sofern nichts Abweichendes be-
sLmmt wird. 

(2) Änderungen dieser Satzung sind durch Be-
schluss des Verbandstages mit zwei Dri`eln 
der möglichen SLmmen möglich. 

(3) Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Ge-
richts- und Finanzbehörden aus formalen 
Gründen verlangt werden, kann der Vorstand 
von sich aus vornehmen. Diese Satzungsän-
derungen müssen unverzüglich nach ihrer 
Eintragung in das Vereinsregister veröffent-
licht werden. 

 

GöFngen, 27. Juni 2026 


